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Münster. Im 3. Medienänderungsstaatsvertrag 
stehe beispielsweise, „dass die öffentlich-recht-
lichen Angebote der Kultur, Bildung, Informa-
tion und Beratung zu dienen haben“. Unter-
haltung sei Teil des Auftrags, wenn sie einem 
öffentlich-rechtlichen Profil entspreche. Die 
Anzahl der Sender sei ebenfalls Thema. So seien 
„nur noch ARD, die dritten Fernsehprogram-
me, das ZDF sowie 3sat und ARTE verpflich-
tend als Fernsehprogramme zu veranstalten“. 

Der Antrag füge sich als ein Baustein in 
die Reformdebatte ein und sollte berücksich-
tigt werden, befindet der „Digitalpublisher und 
Zeitungsverleger Verband NRW“. Die Forde-
rung nach „Schärfung und Fokussierung auf 
den Kernbereich“ sei nachvollziehbar und be-
rechtigt. Der Verband weist auf „umfangreiche 
Nachrichtenangebote“ des öffentlich-rechtli-
chen Rundfunks im Internet hin: „Eine öffent-
lich-rechtliche digitale ‚Gratispresse‘ wäre eine 
Gefahr für die Pressevielfalt in Deutschland, 

Die Finanzierung der öffentlich-rechtlichen 
Hörfunk- und Fernsehsender über Rundfunk-
beiträge sei ein „Dauerbrennerthema“, schreibt 
die FDP-Fraktion in ihrem Antrag („Für einen 
starken, aber schlanken öffentlich-rechtlichen 
Rundfunk – Nordrhein-Westfalen muss ein Ak-
tivposten bei der dringenden Modernisierung 
und Reform der Landesrundfunkanstalten sein“; 
18/2565). Die Fraktion fordert eine Reihe von 
Änderungen, um die Beiträge stabil zu halten. 
Durch „Konsolidierungsmaßnahmen“ solle so-
gar eine Halbierung der Gebühren bis zum Jahr 
2027 angestrebt werden.

So müssten sich die Sender primär auf 
Nachrichten, Kultur, politische Bildung, Doku-
mentationen und Angebote konzentrieren, die 
rein kommerzielle Veranstalter nicht als Schwer-
punkte hätten. Die Landesregierung solle sich bei 
künftigen Verhandlungen über Staatsverträge 
u. a. für eine „deutliche Reduzierung der Anzahl 
öffentlich-rechtlicher Fernseh- und Hörfunkka-
näle“ sowie eine „Fusion von Anstalten“ einset-
zen. Zudem seien „unnötige Doppelstrukturen“ 
in der Verwaltung zu vermeiden.

Viele der genannten Forderungen seien 
bereits „Gegenstand von Reformbemühungen“, 
heißt es in einer Stellungnahme des Instituts 
für Informations-, Telekommunikations- 
und Medienrecht der Universität 

da sie die Refinanzierung privatwirtschaftlich 
getragener Angebote (…) erheblich erschweren 
würde.“ 

Ähnlich argumentiert „Vaunet – Verband 
Privater Medien“. Bei einer Reform des öffent-
lich-rechtlichen Rundfunks müssten auch die 
Anliegen privater Medienanbieter „umfassend 
berücksichtigt“ werden. Der Verband spricht 
sich u. a. für eine „deutliche Reduzierung von 
Werbung und Sponsoring in den Angeboten 
der Rundfunkanstalten“ aus. Der öffentlich-
rechtliche Rundfunk müsse sich auf seine Kern-
aufgaben fokussieren. Zur Beitragsstabilität 
könne „maßgeblich eine konsequente Weiter-
verfolgung des Grundsatzes der Wirtschaftlich-
keit und Sparsamkeit beitragen“. 

„Gesamtangebot für alle“
Der öffentlich-rechtliche Rundfunk habe die 
Aufgabe, „ein Gesamtangebot für alle zu un-
terbreiten“, so WDR-Intendant Tom Buhrow 
in seiner schriftlichen Stellungnahme für den 
Ausschuss. Mit dem 3. Medienänderungs-
staatsvertrag hätten die Länder bekräftigt, 
dass „auch Unterhaltung gleichgewichtiger 
Bestandteil des öffentlich-rechtlichen Auftrags 
ist“. Der WDR zeige in seinen Unterhaltungs-
angeboten „gesellschaftlich relevante Themen“ 
und fördere so den „gesamtgesellschaftlichen 
Diskurs“. Gleichwohl hätten Information, Bil-
dung und Kultur im Programmangebot nach 
wie vor große Bedeutung. Die ARD habe be-
reits 2016 „ein umfangreiches Reformpaket 

aufgesetzt“. Ziel sei die „größtmögliche in-
haltliche Wertschöpfung bei gleichzeitig 
größtmöglicher Effizienz“. 

Laut WDR-Personalrat wolle die 
FDP beim öffentlich-rechtlichen Rund-
funk „die Axt anlegen“. Dabei dränge 

sich die Frage auf, ob sie nur Stim-
men bei möglichen Wählerinnen 
und Wählern fangen wolle, „denen 

gemeinnütziger Rundfunk ein 
Dorn im Auge ist“, und „noch 

mehr Macht und Einfluss“ für 
Verlage wolle. 

Der FDP-Antrag sei 
sehr stark auf die „traditio-
nellen Hörfunk- und Fern-

sehangebote“ fokussiert, so Prof. 
Dr. Christoph Bieber vom Forschungsinsti-

tut „CAIS“ (Center for Advanced Internet Stu-
dies, Bochum). Digitale, nicht-lineare Angebote 
würden nicht berücksichtigt. Es spreche nichts 

Funk, Fernsehen und Finanzen
20. April 2023 – Braucht der öffentlich-rechtliche Rundfunk (ÖRR) eine Schlankheitskur? Und falls ja: An welchen Stellen muss er abspecken? Um 
diese Fragen ging es in einer Sachverständigenanhörung des Ausschusses für Kultur und Medien. Anlass war ein Antrag der FDP-Fraktion.
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Beiträge in alleiniger Verantwortung der Fraktionen

„Öffentlich-rechtlicher Rundfunk“Standpunkte

Der öffentlich-rechtliche 
Rundfunk … 

Andrea Stullich 
(CDU)

… muss sich mit der Gesellschaft weiterentwickeln und ein 
Gesamtangebot für alle machen, um relevant zu bleiben. 
Wir wollen moderne Anstalten mit klarem Profil und hoher 
Verlässlichkeit, die sich gut ergänzen. Denn gerade in Zeiten 
von Fake News und wachsender populistischer Strömungen 
braucht es ein starkes duales Mediensystem und dafür auch in 
Zukunft einen starken öffentlich-rechtlichen Rundfunk. 

dagegen, „gegen unnötige Doppelstrukturen, 
komplizierte Verwaltungswege oder teure (li-
neare) Medieninhalte vorzugehen – undifferen-
zierte Vorschläge zu Fusionierung, Streichung 
und Zentralisierung weisen jedoch nicht den 
richtigen Weg zu einer effizienten Modernisie-
rung öffentlich-rechtlicher Medienangebote“.

„Wirtschaftliche Bedeutung“
Der Film- und Medienverband NRW hebt in 
seiner Stellungnahme u. a. die wirtschaftliche 
Bedeutung der Kultur- und Kreativwirtschaft 
in Nordrhein-Westfalen hervor. Die Sender 
müssten „ein Vollprogramm in allen Genres 
anbieten“, um im publizistischen Wettbewerb 
mit Privatsendern zu bestehen. Dem FDP-
Vorschlag zufolge würde es Sendungen wie 
„heute-show“ (ZDF), „Mitternachtsspitzen“ 
(WDR/ARD), „Charité“ (ARD), „Ku‘damm“ 
(ZDF) oder „Aktenzeichen XY“ (ZDF) künftig 
nicht mehr geben. 

Man begrüße die Debatte zur Weiter-
entwicklung und Zukunftssicherung des öf-
fentlich-rechtlichen Rundfunks, schreibt der 
Deutsche Journalisten-Verband (DJV) NRW. 
Ein „konsequenter Veränderungsprozess“ sei 
notwendig. Wie der Film- und Medienverband 
sieht auch der DJV bei einer Umsetzung der 
Forderungen „geradezu dramatische Auswir-
kungen“ auf den Medienstandort Nordrhein-
Westfalen: „Die Zahl der direkt und indirekt 
vom ÖRR abhängigen Arbeitsplätze würde 
erheblich sinken.“ Eine politische Vorgabe zur 
Höhe des Rundfunkbeitrags möge „auf den ers-
ten Blick populär erscheinen, ist am Ende aber 
doch schlicht populistisch“.  zab

Öffentlich-rechtlicher Rundfunk
Hörfunk und Fernsehen wurden in der Bundesrepublik 
Deutschland nach dem Zweiten Weltkrieg als öffentlich-
rechtliche Rundfunkanstalten organisiert. Sie waren 
damit staatsunabhängig, jedoch keine privatwirtschaft-
lichen Organisationen. Hintergrund: Hörfunk und Fern-
sehen sollten nicht wie im Nationalsozialismus zentral 
gesteuert werden, sondern unabhängig und kritisch 
berichten. 

Öffentlich-rechtliche Rundfunkanstalten unterliegen 
keiner behördlichen Fachkontrolle, sie sind mit Selbstver-
waltungsbefugnissen ausgestattet. Ihre Aufgabe ist die 
Grundversorgung mit Radio- und Fernsehprogrammen. 
Diese Aufgabe ist ihnen gesetzlich zugewiesen. Die An-
stalten finanzieren sich überwiegend aus Rundfunkbei-
trägen. (Quelle: Bundeszentrale für politische Bildung) 

Sven W. Tritschler  
(AfD)

… hat die Aufgabe der Grundversorgung vor allem mit Bil-
dung, neutraler Information und Kultur unabhängig von Quo-
te und Kommerz. Dieser Auftrag ist gerade in Zeiten von Fake 
News wichtig und durch eine Fokussierung zu stärken. Der ÖRR 
trägt mit privaten Anbietern zur Vielfaltssicherung bei. Nur 
journalistischer Mehrwert rechtfertigt Pflichtbeiträge, nicht 
Parallelangebote und seichtes Entertainment.  

… ist in seiner jetzigen Form ein Relikt aus den 1950er-
Jahren. Unsere Fraktion, die hier schon lange durchgreifende 
Reformen fordert, freut sich, dass nun auch die FDP – nach-
dem sie nicht mehr regiert – bereit ist, an einem Umbau der 
öffentlich-rechtlichen Anstalten mitzuwirken. Der Auftrag der 
Bürger ist klar: In allen Umfragen wird mit großer Mehrheit 
zumindest ein Rückbau von ARD und Co. gefordert.

Anja von Marenholtz  
(Grüne)

… ist ein wichtiger Bestandteil unserer Demokratie. Er ist 
eine unverzichtbare Informationsquelle für die Gesellschaft 
und hält die Menschen durch die Berichterstattung sowohl auf 
lokaler als auch auf globaler Ebene auf dem Laufenden. Daher 
setzen wir uns auch in Zukunft für einen starken öffentlich-
rechtlichen Rundfunk ein.

… ist eine wichtige Säule der unabhängigen Berichterstat-
tung und stellt eine zuverlässige Informationsquelle für die 
Bürgerinnen und Bürger dar. Gerade in Zeiten von Desinforma-
tion, Hass und Hetze zeigt sich umso mehr, wie wichtig unab-
hängiger Journalismus ist. Auch der ÖRR leistet einen wichti-
gen Beitrag gegen Fake News und Verschwörungsmythen.

Ralf Witzel  
(FDP)

Ina Blumenthal  
(SPD)
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